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XX.XX.XXXX
Hiermit stelle ich als sorgeberechtigte Mutter namens meines Sohnes XXXX
· Antragsteller
Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz gegen  

Sozialamt 

XXXX; Adresse XXXX









-  Antragsgegner.

Es wird der Erlass einer einstweiligen Anordnung beantragt, die Kosten für einen Gebärdensprachdolmetscher im Rahmen des Gemeinsamen Unterrichts zu übernehmen.

Sachverhalt

Der am XX.XX.XXXX geborene, siebenjährige gehörlose Antragsteller begehrt vom Antragsgegner die Übernahme von Gebärdensprachdolmetscherkosten zur Ermöglichung einer Teilnahme am gemeinsamen Unterricht in einer Regelgrundschule.

Der Antragsteller ist völlig gehörlos, hat dank einer guten Frühforderung, Hausgebärdensprachunterricht und eines engagierten Elternhauses einen hohen, seinem Alter entsprechenden Entwicklungsstand. Direkt nach der Diagnosestellung hat sich die Mutter um Frühförderung und einen Gebärdensprachkurs für die gesamte Familie gekümmert. Bereits Wochen später hat der Antragsteller angefangen, in deutscher Gebärdensprache zu „sprechen“ und gebärdet heute fließend. Auch kann er inzwischen immer besser von den Lippen absehen. 

Durch die intensive Förderung hat der Antragssteller einen Wissens- und Sprachstand erreicht, der über den bei vergleichbar gehörlosen Kindern seines Alters üblicherweise erreichten Stand deutlich hinaus geht und weitgehend dem eines nicht behinderten Kindes entspricht. 
Beim Besuch einer Sonderschule für Hörgeschädigte, welche für Kinder mit vergleichbarer Behinderung vorgesehen ist, wäre der Antragssteller daher aller Voraussicht nach unterfordert, da dort sowohl der Sprach- als auch der Wissenserwerb deutlich unter dem Niveau einer Regelschule ist und kein durchgängiger Unterricht in Gebärdensprache gewährleistet wird. Da die Deutsche Gebärdensprache nach der Gesetzgebung jedoch in Deutschland als eigenständige Sprache anerkannt ist (§ 6 des Gesetzes zur Gleichstellung von behinderten Menschen [BGG] vom 27.04.2002 [BGBl. I 2002, S. 1467, 1468], zuletzt geändert durch Art. 12 des Gesetzes vom 19.12.2007 [BGBl. I 2007, S. 3024]; § 8 Abs. 1, 3 des Hessisches Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung [HessBGG] vom 20.12.2004 [GVBl. I 2004, S. 482] hat der Antragsteller einen Rechtsanspruch darauf, in Deutscher Gebärdensprache zu kommunizieren und mithin auch, in dieser Sprache unterrichtet zu werden.  
Entsprechend haben sich seine Eltern bereits frühzeitig darum gekümmert, eine für den Antragssteller geeignete Schule zu finden und sind in die Nähe der Schule umgezogen. Aufgrund der bereits guten Erfahrungen, die der Antragssteller in einer regulären Kindertagesstätte gemacht hatte, wo er das einzige hörgeschädigte Kind war, beantragt die Mutter deshalb die inklusive Beschulung und die dadurch erforderliche Kostenübernahme der Dolmetscherkosten am XX.XX.XXXX beim Antragsgegner. (Anlage 1) 
Der Antragssteller wird ab XX.XX.XXXX in die Schule XXXX (Adresse XXXX) zusammen mit seinen vier Freunden eingeschult. Seine Freunde kommunizieren mit ihm seit dem Besuch der Kindertagesstätte in Deutscher Gebärdensprache. 

Der Antragsteller hat nach Hessischen Schulgesetz in der Fassung vom 14. Juni 2005 (GVBl. I S. 441), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. November 2011 (GVBl. I S. 679) nach § 54 hess. Schulgesetz keinen Antrag auf Sonderpädagogischen Förderbedarf und auch nicht nach § 54 hess. Schulgesetz einen Antrag auf Aufnahme in ein Förderzentrum gestellt.

Der Schulleiter der Schule XXXX hat der Aufnahme unter der Voraussetzung, dass Gebärdensprachdolmetscherinnen den Unterricht begleiten, zugestimmt. Das Lehrerkollegium nimmt bereits an einer Weiterbildung - hier Gebärdensprachkurs teil.
Datiert vom XX.XX.XXXX, eingegangen am XX.XX.XXXX, bekam der Antragsteller einen Ablehnungsbescheid (Anlage 1) mit der Begründung, dass der Antragsgegner nicht zuständig sei für die Übernahme der Dolmetscherkosten, die Schule sei in der Verpflichtung die Lehrer auf den Inklusiven Unterricht vorzubereiten, mithin die Deutsche Gebärdensprache zu erlernen.  
Mit Schreiben vom XX.XX.XXXX hat der Antragsteller auf das Urteil Frankfurt am Main AZ: S30S0 241/10 vom 30.9.2011 hingewiesen und widersprochen, dass die Schule mit Hinweis auf § 51 hess. Schulgesetz auf die Schulung des Personals in Deutscher Gebärdensprache verpflichtet werden kann. (Anlage 2)
Auf die Ablehnung des Antrages wurde auch noch mal am XX.XX.XXXX Widerspruch eingelegt. (Anlage 3) 
Am XX.XX.XXXX wurde dem Antragsteller noch mal telefonisch mitgeteilt, dass der Antragsgegner auf seiner Auffassung beharrt und auf § 51 hess. Schulgesetz verweist und behauptet, die Schule sei in der Pflicht Lehrerinnen von Regelschulen so zu schulen, dass sie inklusiven Unterricht anbieten könnten. Somit läge die Verantwortlichkeit für einen Unterricht in Deutscher Gebärdensprache nicht beim Sozialhilfeträger. Daraufhin wurde der Antrag auf Einstweiligenrechtschutz gestellt.
Auch wenn die Lehrer der Schule XXXX in XXXX an einem Gebärdensprachkurs teilnehmen, ist es aber völlig unsinnig zu fordern eine gänzlich neue Sprache (die Gebärdensprache) hat ein gleich großes Lexikon wie die Deutsche Sprache und eine eigenständige Grammatik – vollständig zu Erlernen.  Ein Mensch würde in etwa in ein Vollzeitstudium von ca.  3 – 4 Jahren benötigen, um diese doch recht komplizierte Sprache zu erlernen. Ein Erreichen eines Niveaus einer Gebärdensprachdolmetscherin würde zu dem noch Dolmetschtechniken beinhalten. Es ist schlicht keinem Lehrer zuzumuten innerhalb von wenigen Wochen sich eine gänzlich unbekannte Sprache anzueignen und in dieser dann auch noch gleichzeitig zu der Lautsprache zu unterrichten. Würde dies aber so gefordert sein, müsste in jeder Schule jeder Lehrer die Gebärdensprache beherrschen, denn jedes Kind hat zu jeder Zeit den Anspruch auf eine Regelbeschulung wohnortnah. 

Die Gebärdensprachdolmetscherinnen und deren Leistungen sind gleichzusetzen mit Schulassistenten - hier aber mit der besonderen Fähigkeit der Gebärdensprache und deren Verdolmetschung. Pädagogische Arbeit übernehmen Gebärdensprachdolmetscherinnen nicht. 
Begründung der Dringlichkeit 

Der Antragssteller wird am XX.XX.XXXX in die Regelschule XXXX eingeschult. Der Unterricht wird von Gebärdensprachdolmetscherinnen ab dem XX.XX.XXXX begleitet. Vorraussetzung für die erfolgreiche Beschulung ist die Anwesenheit der Dolmetscherinnen während des Unterrichts. Die Dolmetscherinnen werden Rechnungen stellen, die vom Antragstellers zu begleichen sind. Der Antrag auf einstweilige Anordnung ist begründet, weil dem Antragssteller nicht zugemutet werden kann, Dolmetscherkosten pro Schultag in Höhe von ca. XXXX Euro selbst zu finanzieren (Anlage 4 Einkommensnachweis). Das Ende eines Widerspruchverfahrens kann nicht abgewartet werden.
Rechtliche Würdigung

Die Ablehnung der Kostenübernahme ist rechtswidrig und verletzt den Antragssteller in seinem Recht auf eine angemessene Schulbildung. Es steht ihm kein anderer Beschulungsort zur Verfügung. 
Der Antragssteller hat Anspruch auf Übernahme der zum Besuch des Gemeinsamen Unterrichts an einer Regelschule notwendigen Gebärdensprachdolmetscherkosten im Rahmen der Eingliederungshilfe gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII i.V.m. § 12 Nr. 1 EinglHVO. 
Die beantragte Maßnahme ist erforderlich, zweckmäßig und geeignet, um dem Antragssteller den Schulbesuch im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht zu ermöglichen oder zumindest zu erleichtern. Einmal ganz abgesehen vom Inklusionsgedanken, es dem behinderten Menschen also zu ermöglichen, ein „normales“ Leben in einer „normalen“ Umgebung zu führen,  erhöhen sich die Chancen, dass der Antragsteller bei inklusiver Beschulung einen Schulabschluss bewerkstelligen kann, um ein Vielfaches. Die Quote der behinderten Schüler, die segrativ beschult werden und keinen Schulabschluss erwerben, liegt bei deutlich über 70%. 

Damit steht auch für das Sozialamt die Angemessenheit der Unterrichtung im Gemeinsamen Unterricht sowie die Erforderlichkeit und Geeignetheit der Betreuung durch einen Gebärdensprachdolmetscher fest (vgl. Beschluss des VGH Mannheim vom 14.01.2003 – 9 S 2268/02, NVwZ-RR 2003, S. 435).

Ergänzend wird auf die Vorteile des gemeinsamen Unterrichts hingewiesen:

Bei Berücksichtigung der individuellen Situation des Antragstellers zeigt sich, dass die Förderschule für Hörgeschädigte in XXXX dem Antragsteller keine angemessene Schulbildung zu vermitteln vermag, und zwar sowohl seine sprachliche und kommunikative Entwicklung, als auch die eigentliche Wissensvermittlung betreffend. Zudem kann er nach Stand des hess. Schulgesetzes nicht auf eine Förderschule verwiesen werden. Ein Antrag wurde vom Antragsteller nicht gestellt. Denn es zeigt alle Erfahrung, dass der vermittelte Stoff an Hörgeschädigtenschulen hinter demjenigen der Regelschulen leider noch deutlich zurückbleibt. Grob geschätzt, entspricht die Diskrepanz – abgesehen von Mathematik, wo sie in der Regel geringer ist – am Ende der Schulzeit etwa zwei kompletten Jahrgangsstufen. Der Antragsteller würde daher beim Besuch der Förderschule deutliche Einbußen im Wissenserwerb erleiden. Bis heute haben es die Lehrer an Förderzentren für Hören und Kommunikation nicht geschafft ein ausreichendes Niveau der Gebärdensprache zu erlangen, um gehörlosen Schülern Unterricht in dieser anerkannten Sprache zu erteilen.
Maßstab dafür, was im Hinblick auf den erreichbaren Sprach- und Wissenserwerb angemessen ist, kann nicht, der durchschnittliche Entwicklungsstand einer - wie auch immer zu definierenden – bestimmten Behindertengruppe (hier etwa „die Gehörlosen“) sein. Vielmehr ist bei der Frage, was im konkreten Fall als angemessene Schulbildung anzusehen ist, der jeweilige individuelle Entwicklungsstand des Betroffenen zu berücksichtigen. Der Maßstab für eine angemessene Schulbildung ergibt sich dann im Vergleich zu den Möglichkeiten eines gleichermaßen entwickelten nichtbehinderten Kindes, wie der Verweis auf die allgemeine Schulpflicht in § 12 Abs. 1 Nr. 1 EinglHVO zeigt. 

Der Antragssteller kann deshalb eine seiner individuellen Situation angemessene Schulbildung nur in der allgemeinen Schule, und zwar im Rahmen des Gemeinsamen Unterrichts, mit Gebärdensprachdolmetschern erhalten.

Wäre ein Verweis auf eine Sonderschule möglich, hätte er nicht nur kurzfristige, sondern auch erhebliche langfristige Nachteile für den Antragssteller zur Folge. Der für den Antragssteller bis zum Ende seiner Schulzeit erreichbare Wissensstand ist - unter anderem - elementar für seine spätere Eingliederung in die Arbeitswelt. Hier können sich bereits relativ geringe Unterschiede erheblich negativ auswirken.

Die auf der Förderschule fehlende Möglichkeit, täglich mit gleichaltrigen hörenden Kindern zu kommunizieren, wird sich auch nachteilig auf ihre Eingliederung in der mehrheitlich von hörenden Menschen dominierten Gemeinschaft auswirken. Umgekehrt wird es dem Antragssteller jedenfalls auch beim Besuch einer Regelschule nicht an Möglichkeiten zur weiteren Integration in die Gemeinschaft der Gehörlosen fehlen. Dies ist allein schon durch die vielfältigen Kontakt in die Gehörlosengemeinschaft nachmittags oder an Wochenenden möglich. Nach alledem sind dem Antragssteller daher die erforderlichen Hilfen zum Besuch des Gemeinsamen Unterrichts zu gewähren; die Gebärdensprachdolmetscherkosten sind mithin im Rahmen der Eingliederungshilfe durch die Antragsgegner zu übernehmen.

Die Ziele der Eingliederungshilfe werden mit der Unterrichtung bzw. Verdolmetschung in Deutscher Gebärdensprache erreicht, dabei ist dem Wunsch- und Wahlrecht des Antragsstellers hier der gemeinsame Unterricht in einer Regelschule der Vorzug zu geben. 

Der Antragssteller wird durch die Regelbeschulung in die Gesellschaft integriert. Für seine spätere Berufswahl ist das erworbene Wissen entscheidend. 

Es wird ergänzend auf die Art. 24 des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen der Vereinten Nationen (UN-Behindertenrechtskonvention; für Deutschland verbindlich seit dem 26.03.2009) hingewiesen und hierbei insbesondere auf die Stellungnahme der Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention beim Deutschen Institut für Menschenrechte (Anlage 31 – Bericht der Monitoring-Stelle); die besagt, dass ein unmittelbarer innerstaatlicher Rechtsanspruch von behinderten Kindern auf inklusive Bildung besteht. Dem hat die hessisches Landesregierung mit dem hess. Schulgesetz Rechnung getragen. 
Sofern die Kosten für Gebärdensprachdolmetscher/-innen abgelehnt würden, bedeutete dies, eine ganze Gruppe von behinderten Kindern vom Inklusiven Unterricht aus Kostengründen, oder weil Regelschullehrer keine Deutsche Gebärdensprache beherrschen, überhaupt nicht beherrschen werden können, auszuschließen. 

Dies stellt jedoch eine Diskriminierung dar, weil es den Antragsteller als behinderten Menschen ohne zwingenden Grund schlechter stellt als einen nicht behinderten Menschen. 

XXXXX
Anlagen:
Ablehnungsbescheid v. XX.XX.XXXX
Schreiben vom XX.XX.XXXX mit Urteil SG Frankfurt
Widerspruch auf den Bescheid vom XX.XX.XXXX
Einkommensnachweis mit Kostenaufstellung (Miete/Schulgeld/ Versicherungen etc.)

